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(2) Die Verordnung PR Nr. 1/72 findet in der Deutschen 
Demokratischen Republik mit folgender Maßgabe Anwen­
dung: § 18 erhält folgende Fassung:

„§18
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs­
sig den Festlegungen über Preise für marktgängige Leistun­
gen und Selbstkostenpreise zuwiderhandelt:

1. einen unzulässigen Preis fordert, verspricht, vereinbart, 
annimmt oder gewährt (§ 1),

2. in seinem Angebot den Preisanteil für Bauleistungen 
nicht angibt, wenn für Bauleistungen und andere Lei­
stungen ein Gesamtpreis gebildet wird (§ 4 Abs. 2),

3. seiner Verpflichtung zum Nachweis der Preise, zur Auf­
bewahrung der Unterlagen oder zur Auskunfterteilung 
nicht nachkommt oder die Einsichtnahme in die betrieb­
lichen Unterlagen, die Fertigung von Abschriften und 
Auszügen aus diesen Unterlagen, das Betreten der Grund­
stücke oder Geschäftsräume oder eine Betriebsbesichti­
gung nicht duldet (§ 16 Abs. 1 bis 3, § 17 Abs. 1 Satz 2),

4. kein geordnetes Rechnungswesen führt, obwohl er zu 
einem Selbstkostenpreis anbietet oder einen Selbstkosten­
preis vereinbart (Nummer 2 der Anlage).

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit Ordnungsstrafe bis 
zu 50 000 DM geahndet werden.

(3) Der Mehrerlös ist grundsätzlich an das Ministerium für 
Wirtschaft abzuführen. Der Minister für Wirtschaft ist er­
mächtigt, davon abweichende Regelungen zu treffen.

(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Leiter der örtlich zuständigen Verwaltungsbehörde.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).“

(3) Anstelle der in den Verordnungen PR Nr. 30/53 und 
PR Nr. 1/72 genannten Steuergesetze der Bundesrepublik 
Deutschland gelten die entsprechenden Steuergesetze der 
Deutschen Demokratischen Republik.

§5

Ermächtigung

Der Minister für Wirtschaft der DDR wird ermächtigt, in 
der Bundesrepublik Deutschland nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erlassene und im Bundesanzeiger veröffentlichte 
Vorschriften zur Durchführung der Verordnungen in der DDR 
in Kraft zu setzen.

§ e

Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1990 in Kraft.

(2) Für die vor Inkrafttreten dieser Verordnung abgeschlos­
senen Verträge, mit deren Realisierung noch nicht begonnen 
wurde, sind die Preise nach den Verordnungen gemäß § 1 zu 
ermitteln.

(3) Für die vor Inkrafttreten dieser Verordnung abgeschlos­
senen, noch nicht oder nicht voll erfüllten Verträge gilt fol­
gendes: Die Verordnung greift in laufende Verträge ein. Bei 
Vorhaben, die in abrechenbaren Teilen erbracht werden, gel­
ten für Waren und Teilleistungen, die bis zum Inkrafttreten 
dieser Verordnung geliefert oder erbracht werden, die ver­
traglich vereinbarten gesetzlichen Preise. Die Bildung der

Preise für Waren und Teilleistungen, die nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung geliefert bzw. erbracht werden, erfolgt 
nach den Verordnungen gemäß § 1.

(4) Die in den Verordnungen festgelegten Aufgaben der 
Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen werden bis zu 
ihrer Bildung durch den Minister für Wirtschaft wahrgenom­
men. Er kann die Aufgaben der Preisbildung und Preisüber­
wachung nachgeordneten Verwaltungsorganen übertragen.

Berlin, den 13. Juni 1990

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

de M a i z i e r e
Ministerpräsident

Dr. P o h l  
Minister für Wirtschaft

Bekanntmachung 
vom 13. Juni 1990

Hiermit wird bekanntgemacht, daß der Ministerrat der DDR 
am 13. Juni 1990 für das öffentliche Auftragswesen beschlos­
sen hat:

1. Die Verdingungsordnung der Bundesrepublik Deutschland
— Verdingungsordnung für Leistungen — ausgenommen 

Bauleistungen — (VOL) einschließlich der Vorschriften 
auf Grund der Richtlinie des Rates vom 22. März 1988 
(88/295/EWG) über die Koordinierung der Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Lieferaufträge

— Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB)
sind durch die öffentlichen Auftraggeber der Deutschen 
Demokratischen Republik mit Wirkung vom 1. 7.1990 un­
ter Beachtung der in der Deutschen Demokratischen Re­
publik geltenden Rechtsvorschriften anzuwenden.

2. Die zuständigen Verwaltungsbehörden sowie juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts haben für das öffent­
liche Auftragswesen der Deutschen Demokratischen Re­
publik Vergabestellen bzrw. Beschaffungsstellen zu bilden.

3. Zur sparsamen und effektiven Verwendung von Haus­
haltsmitteln bei öffentlichen Aufträgen haben die Ver­
gabestellen für alle wichtigen Angebote vor Erteilung 
des Zuschlages die Preisüberwachung durch die dafür 
zuständigen Preisüberwachungsbehörden zu veranlassen.

4. Die Texte der Verdingungsordnungen sind vom Minister 
für Wirtschaft bekanntzumachen.1

Berlin, den 13. Juni 1990

R e i c h e n b a c h  
Minister 

im Amt des Ministerpräsidenten

1 Die Texte der Verdingungsordnungen — VOL — und — VOB — sind 
beim Staatsverlag Berlin, Otto-Grotewohl-Straße 17, Berlin, 1086, zu 
bestellen.

Darüber hinaus besteht die Kaufmöglichkeit bei Selbstabholung und 
gegen Barzahlung in der Buchhandlung für amtliche Dokumente, Neu­
städtische Kirchstraße 15, Berlin, 1080, und in der Bücherstube des 
Staatsverlages Berlin, Otto-Grotewohl-Straße 17, Berlin, 1086.


